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Preußiſche Gejehjammlun 


1936 | Ausgegeben zu Berlin, den 29. Sanıtar 1936 | Nr. 1 


(Ar. 14307.) Geſetz, betr. die Errichtung der „Stiftung Schorfheide“. Vom 25. Januar 1936. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

Unter dem Namen „Stiftung Schorfheide“ wird eine rechtsfähige Stiftung mit dem Sitze 
in Berlin errichtet. 

8 2. 

Die Stiftung ſoll der Erholung des deutſchen Volkes dienen, dem Gedanken des Reichsnatur⸗ 
ſchutzgeſetzes folgend den Sinn für Naturverbundenheit, vorwiegend bei der großſtädtiſchen Be⸗ 
völkerung, erwecken und vertiefen ſowie den von den Fortſchritten der Kultur bedrohten Tier- und 
Pflanzenarten ein Schutzgebiet ſchaffen. 


() Der Stiftung wird vom Preußiſchen Staate das Nutzungsrecht an den im Eigentum 
des Preußiſchen Staates befindlichen Grundſtücken der Forſtämter Grimnitz, Reiersdorf, Pechteich, 
Groß Schönebeck, Zehdenick, Himmelpfort und Alt Placht eingeräumt. Das Nutzungsrecht erſtreckt 
ſich auch auf ſolche Grundſtücke, welche ſpäter den genannten Forſtämtern zugelegt werden. Dieſes 
Nutzungsrecht bildet das Stiftungsvermögen. 

2) Für das Nutzungsrecht gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den 
Nießbrauch entſprechend, ſoweit in dieſem Geſetze keine Vorſchriften getroffen ſind. 

(8) Die Bewirtſchaftung der dem Nutzungsrecht unterliegenden Flächen hat nach den für die 
Staatsforſtverwaltung maßgebenden Grundſätzen zu erfolgen. Sämtliche Einnahmen fließen der 
Stiftung zu. Sie hat an den Preußiſchen Staat — Staatsforſtverwaltung — alljährlich eine 
Rente abzuführen. Die Höhe dieſer Rente wird von dem Finanzminiſter und dem Landesforft- 
meiſter gemeinſam feſtgeſetzt. 

(4) Die Überſchüſſe, welche nach Deckung der Verwaltungs- und Betriebsausgaben erzielt 
werden, find für den Stiftungszweck ($ 2) zu verwenden. 

(5) Die Stiftung darf Darlehen nur mit Zuſtimmung des Finanzminiſters aufnehmen. Die 
Ausübung des Nutzungsrechts darf nicht einem Dritten überlaſſen werden. 

(6) Der Stiftung kann vom Staate jährlich ein Betriebsvorſchuß gewährt werden, der jeweils 
am Ende des Rechnungsjahrs wieder erſtattet werden muß. 


§ 4. 

Die Stiftung ſteht unter der Leitung des Landesforſtmeiſters. Dieſer ernennt im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter einen Stiftungsvorſtand aus der Zahl der preußiſchen Staats⸗ 
beamten. 

8 5. 


(4) Die Verwaltung der „Stiftung Schorfheide“ gilt als öffentliche Behörde. 

(2) Der Stiftungsvorſtand iſt berechtigt, die zuſtändigen ſtaatlichen Behörden innerhalb ihres 
Geſchäftsbereichs um ihre Hilfe bei der Durchführung der Stiftungsaufgaben zu erſuchen. 

(3) Die für die Stiftung tätigen Beamten ſind preußiſche unmittelbare Staatsbeamte. Ihre 
Dienſtbezüge bleiben unberührt. Die Aufwendungen des Staates für dieſe Beamten werden dem 
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Staate von der Stiftung erſtattet. Ferner hat ſie an den Staat einen Pauſchbeitrag zu den Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſen der Ruhegehaltsempfänger, der Witwen und Waiſen und der Wartegeld⸗ 
empfänger nach denſelben Grundſätzen abzuführen, die für die Einſtellung eines derartigen Pauſch⸗ 
beitrags in den Haushalt der Staatsforſtverwaltung maßgebend ſind. 

(J) Die Angeſtellten und Arbeiter, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes in 
dem Gebiete der Stiftung für die Staatsforſtverwaltung tätig ſind, treten in den Dienſt der 
Stiftung. Für die Angeſtellten und Arbeiter der Stiftung gelten die für die Angeſtellten und 
Arbeiter der Staatsforſtverwaltung jeweils beſtehenden Vorſchriften. 


S 6. 
(1) Für den Haushalt De Stiftung iſt alljährlich von dem Vorſtand im 1 e mit 
dem Finanzminiſter ein Voranſchlag aufzuſtellen. Der Haushaltsplan der Stiftung wird als 
Anlage dem Haushaltsplane des Preußiſchen Staates beigefügt. 


(2) Die Rechnung über die Einnahmen und Ausgaben der Stiftung mit der Übernahme⸗ 
verhandlung des Vorſtandes unterliegt der Prüfung durch die Oberrechnungskammer. 


(3) Die Kaſſengeſchäfte der Stiftung führt eine Stiftungskaſſe. 


8 7. 

(1) Der Vorſtand 973 Stiftung verwaltet die geſamten Aang ne der Stiftung nach 
Maßgabe ihres Haushalts und nach einer Geſchäftsanweiſung, die der Leiter der Stiftung im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter erläßt. Der Vorſtand überträgt die Geſchäftsführung der 
Stiftung einem Vorſtandsmitglied als ſeinem ſtändigen Vertreter. Dieſer muß preußiſcher Fl 
verwaltungsbeamter fein; er vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. f 

(2) Für die Führung der laufenden Geſchäfte wird ein ſtellvertretender Geſchäftsführer beſtelt, 
der dem Geſchäftsführer unmittelbar unterſteht. 


§ 8. 
(1) Das Geſetz tritt am 1. April 1936 in Kraft. 1111 795 
(2) Die Einnahmen und die ſächlichen Ausgaben, welche in dem i ſeit dem 
1. Oktober 1935 entſtanden und nach dem Forſtwirtſchaftsjahre zu Werke hne ſind, gelten als 
Einnahmen und Ausgaben der Stiftung. 


Berlin, den 25. Januar 1986. 
Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das a Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 25. Januar 1936. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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